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(Rr. 14320). Verordnung über neu zu errichtende Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften. Vom 16. März 1936. 


Auf Grund des § 21 Abſ. 2 des Gaſtſtättengeſetzes vom 28. April 1930 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 146) in der Faſſung des Geſetzes zur Anderung des Gaſtſtättengeſetzes vom 9. Oktober 1934 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 913) wird für das Land Preußen folgendes beſtimmt: 


§ 1. 

Bis zum 1. April 1938 dürfen Erlaubniſſe für neu zu errichtende Gaſt⸗ und Schankwirt⸗ 
ſchaften grundſätzlich nicht erteilt und beſtehende Schankerlaubniſſe auf nicht zugelaſſene Arten von 
Getränken nicht ausgedehnt werden. 

§ 2. 

Ausnahmen bedürfen der Genehmigung des Regierungspräſidenten (in Berlin des Polizei⸗ 

präſidenten). Die Genehmigung iſt nur zuläſſig 
1. bei der Neuerrichtung von Gaft- oder Schankwirtſchaften: 

a) wenn eine neue Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaft an Stelle einer vorhandenen durch den 
bisherigen Inhaber errichtet wird, ſofern in den bisherigen Räumen kein weiterer 
Gaſt⸗ oder Schankbetrieb ſtattfindet, 

b) wenn eine Erlaubnis für eine Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaft erloſchen iſt und für die 
gleichen Räume die gleiche Erlaubnis innerhalb von ſechs Monaten nach dem Erlöſchen 
der früheren Erlaubnis beantragt wird, 

e) wenn ſich durch das Fehlen von Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaften augenſcheinliche 
Mißſtände ergeben haben, 

1. in Orten, in denen ſich bisher keine Gaſt⸗ oder Ehankorchinnten oder nur 
ſolche nichtariſcher Inhaber befanden, 

2. in Orten, in denen Garniſonen eingerichtet oder ſtillgelegte Werke oder Werk⸗ 
teile wieder in Betrieb geſetzt oder andere Einrichtungen getroffen ſind, die 

die Betätigung größerer Menſchenmengen herbeiführen, 

3. in Orten, in denen durch größere Um- oder Neubauten die für die Beurteilung 
der Bedürfnisfrage weſentlichen Verhältniſſe eine erhebliche Veränderung 
erfahren haben, 

4. bei der Erſchließung neuen Baugeländes, insbeſondere bei der Anlage neuer 
Siedlungen, 


d) wenn eine Schankerlaubnis für eine Kantinenwirtſchaft in Anlagen Vea wird, 
in denen wenigſtens 100 Perſonen ſtändig beſchäftigt oder untergebracht ſind, ſofern 
der Kantinenbetrieb ſich ausſchließlich auf dieſen Perſonenkreis beſchränkt, 

e) wenn eine Schankerlaubnis für einen Betrieb beantragt wird, in dem keine alkohol⸗ 
haltigen Getränke ausgeſchenkt werden, 
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f) wenn eine Erlaubnis für eine Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaft beantragt wird, die auf 
Grund eines Rechtsirrtums tatſächlich ſchon eine geraume Zeit ohne Erlaubnis 
betrieben worden iſt, 

g) wenn die Erlaubnis für einen Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaftsbetrieb beantragt wird, 
der für den Fremden- oder Ausflüglerverkehr von außergewöhnlicher Bedeutung iſt, 

h) wenn eine Schankerlaubnis für Vereine in eigenen oder angemieteten Räumen 
beantragt wird, ſofern der Ausſchank auf die Vereinsmitglieder und deren Gäſte 
beſchränkt bleibt, 

i) wenn die Erlaubnis für einen Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaftsbetrieb beantragt wird, 
der lediglich auf Juden beſchränkt bleibt, unter der Auflage, daß dieſe Beſchränkung 
durch deutlich lesbare Aufſchriften kenntlich gemacht wird; 


2. bei der Ausdehnung beſtehender Erlaubniſſe auf nicht zugelaſſene Arten 
von Getränken, wenn der Betrieb auf Grund einer Erlaubnis mindeſtens drei Jahre 
lang ausgeübt worden iſt. 

83. 
Dieſe Verordnung tritt am 1. April 1936 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung über 
neu zu errichtende Gaft- und Schankwirtſchaften vom 12. Oktober 1934 (Geſetzſamml. S. 400) 
außer Kraft. 


Berlin, den 16. März 1936. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter des Innern. 
In Vertretung: 
Grauert. 


(Nr. 14321.) Dritte Durchführungsverordnung zum Geſetz über die Vermögensverwaltung in den 
evangeliſchen Landeskirchen. Vom 23. März 1936. 


Infolge von Perſonalveränderungen bei den kirchlichen Behörden iſt eine Umbildung der 
Finanzabteilungen in der evangeliſchen Kirche erforderlich geworden. Auf Grund des $ 4 des Geſetzes 
über die Vermögensverwaltung in den evangeliſchen Landeskirchen vom 11. März 1935 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 39) wird deshalb im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter folgendes beſtimmt: 


8 1. i 

Die Finanzabteilungen beim Evangeliſchen Oberkirchenrat und bei den Evangeliſchen Kon⸗ 
ſiſtorien in der Evangeliſchen Kirche der altpreußiſchen Union ſowie bei den Landeskirchenämtern in 
Hannover und Kiel werden aus den in der Anlage aufgeführten Beamten der allgemeinen kirchlichen 
Verwaltung gebildet. 

0 8 2. 

Bekanntmachungen über die Zuſammenſetzung der Finanzabteilungen in der evangeliſchen 
Kirche erfolgen künftig ausſchließlich durch Veröffentlichung im Deutſchen Reichsanzeiger und 
Preußiſchen Staatsanzeiger. 

§ 3. 

Dieſe Verordnung tritt am 1. April 1936 in Kraft. Gleichzeitig treten entgegenſtehende Be⸗ 

ſtimmungen außer Kraft. 


Berlin, den 23. März 1936. 


Der Reichs- und Preußiſche Miniſter für die kirchlichen Angelegenheiten. 
Kerrl. 


Anlage. 
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Finanzabteilungen: 

beim Evangeliſchen Oberkirchenrat in Berlin: 
Vorſitzender: Präſident des Evangeliſchen Oberkirchenrats Dr. Werner 
Ständiger Vertreter des Vorſitzenden: Oberkonſiſtorialrat Dr. Walter Koch 
Mitglieder: Oberkonſiſtorialräte Dr. Duske, Dr. Engelmann, Konſiſtorialrat 

Dr. Beneke; 

beim Evangeliſchen Konſiſtorium in Berlin: 
Vorſitzender: Konſiſtorialpräſident Rapmund 
Ständiger Vertreter des Vorſitzenden: Konſiſtorialrat Dr. von Arnim 
Mitglieder: Konſiſtorialräte Görs, Dr. Sellmann; 


beim Evangeliſchen Konſiſtorium in Königsberg (Pr.): 
Vorſitzender: Konſiſtorialpräſident Dr. Troeger 
Ständiger Vertreter des Vorſitzenden: Konſiſtorialrat Loerke 
Mitglied: Konſiſtorialaſſeſſor Otto; 


beim Evangeliſchen Konſiſtorium in Stettin: 
Vorſitzender: Konſiſtorialpräſident D. Wahn 
Ständiger Vertreter des Vorſitzenden: Oberkonſiſtorialrat Dr. Jahnz 
Mitglieder: Konſiſtorialräte Dr. Dreyer, Krüger⸗Wittmack; 


beim Evangeliſchen Konſiſtorium in Breslau: 
Vorſitzender: Oberkonſiſtorialrat Dr. Fürle 
Ständiger Vertreter des Vorſitzenden: Konſiſtorialrat Redlich 


Mitglieder: Konſiſtorialräte Dr. Sternsdorff, Dr. Granzow, Dr. Kracker 
von Schwartzenfeldt; 


beim Evangeliſchen Konſiſtorium in Magdeburg: 
Vorſitzender: Konſiſtorialpräſident Dr. Fretzdorff 


Ständiger Vertreter des Vorſitzenden: Konſiſtorialrat Dr. Siebert 
Mitglieder: Konſiſtorialrat Schultz, Konſiſtorialaſſeſſor Dr. Dalhoff; 


beim Evangeliſchen Konſiſtorium in Münſter: 
Vorſitzender: Oberkonſiſtorialrat Dr. Thümmel 
Ständiger Vertreter des Vorſitzenden: Oberkonſiſtorialrat Dr. Kupſch 
Mitglied: Konſiſtorialrat Dr. Kröger; 


beim Evangeliſchen Konſiſtorium in Düſſeldorf: 
Vorſitzender: Oberkonſiſtorialrat Dr. Jung 
Ständiger Vertreter des Vorſitzenden: Oberkonſiſtorialrat Spieß 
Mitglied: Konſiſtorialrat Francke; 
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beim Evangeliſch-⸗lutheriſchen Landeskirchenamt in Hannover: 


Vorſitzender: Präſident des Landeskirchenamts Schnelle 
Ständiger Vertreter des Vorſitzenden: Landeskirchenrat Dr. Wagenmann; 


beim Evangeliſch⸗lutheriſchen Landeskirchenamt in Kiel: 
Vorſitzender: Vizepräſident Dr. Kinder 
Ständiger Vertreter des Vorſitzenden: Oberkonſiſtorialrat Dr. Carſtenſen 
Mitglied: Konſiſtorialrat Bührke. 


(Nr. 14322.) II. Verordnung zur Anderung der Verwaltungsgebührenordnung. Vom 24. März 1936. 


Auf Grund des § 4 Abf. 1 des Geſetzes über ſtaatliche Verwaltungsgebühren vom 29. Sep⸗ 
tember 1923 (Geſetzſamml. S. 455) wird folgendes verordnet: 


A 
Die Verwaltungsgebührenordnung vom 19. Mai 1934 Gejoglamunt, S. 261), 12. Juni 1935 
(Geſetzſamml. S. 83) wird wie folgt geändert: 
1. Hinter § 14 wird eingefügt: i 
§ 14 a. 
(1) Wird über eine gebührenpflichtige Angelegenheit im Verwaltungsſtreitverfahren 
entſchieden, ſo werden Gebühren und Auslagen ausſchließlich nach dieſer Gebühren⸗ 
ordnung erhoben. Als Veranlaſſer gilt der Antragſteller. Auslagen, die durch 
unbegründete Einwendungen gegen den Antrag erwachſen ſind, können unerhoben 
bleiben. Es können Gebühren- und Auslagenvorſchüſſe erhoben werden. 
(2) Die Gebühr nach § 8 Abſ. 1 wird nicht erhoben, wenn der Gebührenpflichtige 
die Entſcheidung der höheren Inſtanz nicht veranlaßt hat. Die Beſtimmung des 88 
Abſ. 2 findet jedoch entſprechende Anwendung. 
(3) Schließt ſich an die gebührenpflichtige Entſcheidung einer Verwaltungsbehörde 
ein Verwaltungsſtreitverfahren an, ſo iſt die Gebühr auf die des Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahrens anzurechnen, wenn dieſelbe Perſon Schuldner der Gebühr bleibt. 
2. Tarifn. 3. 


In der Beſtimmung b) werden das Wort tina re und das dahinter ſtehende 
Komma geſtrichen. 


3. Tarifn. 11, 43, 45, 58, 70 und 73 
werden geſtrichen. 

4. Tarifn. 13. i 
Die Beſtimmung J. A. Neubauten. 1 a) erhält folgende Faſſung: 


Bei Gebäuden untergeordneter Art, wie Wohnlauben, Scheunen, Schuppen, 
Ställen uſw. für die erſten 2000 ebm rn 


für je 100 b m a M n den ie 2,50 AH 
darüber hinaus für je 100 Kim re e 


JEDOCH ideen m SE TEASER 
5. Tarifn. 15. ee - 


a) Die Beſtimmung p) wird geſtrichen. 


Preuß. Geſetzſammlung 1936. Nr. 10, ausgegeben am 30. 3. 36. 85 


b) In r) 1. werden die Worte „und Senepnuigung von Schürfverträgen gemäß §§8 2 
Abſ. 4, 2a ABG.“ geſtrichen. 
c) Die Beſtimmung t) erhält folgende Faſſung: 
Sprengſtoffe und Zündmittel (ſ. auch Tarifn. 74). 
1. Aufnahme in die Liſte der Bergbauſprengſtoffe und ⸗zündmittel (§ 1 
Pol. VO. über den Vertrieb von Sprengſtoffen und Zündmitteln an den 
Bergbau vom 13. 12. 1934 — Geſetzſamml. 1935 S. 1 —) 6 bis 400 AM 
2. Probeweiſe Zulaſſung eines nicht in die Lifte aufge- 
nommenen Sprengſtoffs oder Zündmittels durch die Ober- 
bergämter (§ 43 Abſ. 1 a. a. O.) . 3 bis 50 AM 


3. Genehmigung von Ausnahmen gemäß § 43 Abf. 2 q. a. ©. 6 bis 400 AM 
4. Zulaſſung von Sprengpatronen zum . mit . 
Luft durch die Oberbergämter . 3 bis 50 N. 
d) Die Beſtimmungen 4) bis t) erhalten die a bis s). 
e) Hinter der Beſtimmung s) (neu) wird eingefügt: 


t) Staatsvorbehalte. 
Übertragung des Rechtes zur Aufſuchung und Gewinnung der dem Staate 
vorbehaltenen Mineralien und Genehmigung von Verträgen, durch die eine 
ſolche Übertragung erfolgt (vgl. z. B. § 2 Abſ. 2 und 4, $ 2a AB., 8 3 Gef. 
v. 22. 7. 1929 — Geſetzſamml. S. 87 —, § 2 Phosphoritgeſ. v. 16. 10. 1934 
— Geſetzſamml. S. 404 —, 5 2 ns v. 13. 12. 1934 — Geſetz⸗ 
ſamml. S. 460) . RER 5 5 50 bis 1000 .RM 


6. Tarifn. 19 eat folgende Faſſung: 


Bezirksſchornſteinfeger. 
a) Beſtellung in einem Kehrbezirke mit einem vorausſichtlichen Roheinkommen 


1. bis 5000 AM... . r er ee 8) 
2. von 5000 RA bis 8000 . 45 e ee 
ab , 0 
4. Von 11 000 2% bis J 00% % 50 AM 
5. über L O e,, / 100 
bp) Probeweiſe Beſtellunnk gg 5 DE; 5 RM 


c) Beſtellung eines Stellvertreters: die Hälfte b der Gebühren z zu 9 


Bei einer vorausſichtlichen Dauer der Stellvertretung von höchſten drei Monaten 
ſind nur zu erheben 


Bü r 

zu ????! a ae 

BR TEN 

a a RE 1422 7 

I ER 3 
d) Beſtellung eines Stellvertreters bei der Brände Behinderung eines Bezirks⸗ 
ſchornſteinfegesmnſter?s?s?s e e 

7. Tarifn. 30. 
Die Beſtimmung I i) erhält folgende Faſſung: 
Zuläſſung als „ Theaterveranſtalter . . I bis 50 AM 
8. Tarifn. 32. f 


Das Wort „Verſteigerer“ und das dahinter ſtehende Komma werden geſtrichen. 
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9. Tarifn. 47. 
Die Beſtimmung d) 2. erhält folgende Faſſung: 
durch die nachgeordneten Behörden gebührenfrei. 


10. Tarifn. 48. 

a) Die Beſtimmungen a), b), e), g), h) und p) 4. werden geſtrichen. 

b) Die Einleitungsworte der Beſtimmung d) erhalten folgende Faſſung: 
Allgemeine Beeidigung von Dolmetſchern (§ 189 Abſ. 2 GVG), ſofern fie 
nicht auf Grund der Dolmetſcherordnung vom 15. 2. 1928 (JMBl. S. 100) 
ernannt ſind. 

e) Die Einleitungsworte der Beſtimmung f) erhalten folgende Faſſung: 
Prüfung von Erſuchen nach dem Ausland in Zivilſachen und in Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit gemäß § 23 Ziffer 2 der Rechtshilfeordnung für 
Zivilſachen v. 6. 9. 1931 (JMBl. S. 302). 


11. Tarifn. 61 erhält folgende Faſſung: 
Namensänderungen. 
Genehmigung zur Anderung 
1. des Familiennamens 5 bis 2000 RA 
2. eines Vornamens 5 bis 500 AM 


12. Tarifn. 65 erhält folgende Faſſung: 
Perſonenſtands angelegenheiten. 

a) Auskunft aus den Sammelakten des Standesamtss - 1 bis 3 AM 

b) Polizeiliche Wohnſitzbeſcheinigung für ſtandesamtliche Zwecke 1AM 

e) Anweiſung zur Berichtigung der Kirchenbücher aus der Zeit vor 
dent 1 Oktober 8 . 88 5 Noll. 

d) Die Beglaubigung oder Beurkundung einer Erklärung gemäß § 1706 BGB. ſowie 
die Entgegennahme einer anderweit beglaubigten oder beurkundeten Erklärung dieſer 
Art iſt gebührenfrei. 

e) Im übrigen gelten die reichsrechtlich geregelten Gebührenſätze in Perſonenſtands⸗ 
angelegenheiten (§ 16 Perſonenſtandsgeſ. und der dazugehörige Tarif, RGBl. 1923 1 
S. 167, 1157; 1924 I S. 116; Ziffer 9 der DurchfVO. zur VO,, betr. Vereinheit⸗ 
lichung der Zuſtändigkeit in Familien⸗ uſw. Sachen, vom 27. 7. 1934, RGBl. I 
S. 738, ſowie 88 7, 12 und 16 der VO. über ſtandesamtliche Hinweiſe vom 14. 2. 
1935, RGBl. I S. 201). 


13. Tarifn. 72 erhält folgende Überſchrift und Faſſung: 
Reichsangehörigkeitsſachen. 


a) Einbürgerungsurkundnrr nn 500 bis 3000 RM 
e ee 50 RAM 
eee ee 10 Hal. 


d) Staatsangehörigkeitsausweiſ TVT 5 AM 
e) Genehmigungen zur Beibehaltung der Staatsangehörigkeit (8 25 Abſ. 2 
Reichs⸗ und Staatsangehörigkeitsgeſetz vom 22. 7. 1913 — RGBl. 
S 5888 „ NE. ee 


) Genehmigungen zum Eintritt in ausländiſche Staatsdienſte (8 28 


Abſ. 1 % ) ð - ²˙ b za Di: 100 RAM 
g) Beſcheinigungen über eingetretenen Verluſt oder Nichtbeſitz der Staats⸗ 
angehörigen 88 100 AM 


14. 
. Hinter Tarifn. 75 wird eingefügt: 


16. 


76 


18. 


20. 
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Zu a bis g: Bei Bedürftigkeit oder aus Billigkeitsgründen kann die Gebühr auf 
Antrag ermäßigt oder ganz erlaſſen werden. 
h) Gebührenfrei ſind 

1. Einbürgerungsurkunden für frühere Deutſche, die infolge des Vertrags von 
Verſailles die Reichsangehörigkeit verloren und inzwiſchen keine andere als die 
ihnen durch jenen Vertrag aufgezwungene fremde Staatsangehörigkeit erworben 
haben, ſowie Einbürgerungsurkunden für Danziger Beamte, die die deutſche 
Reichsangehörigkeit durch Entlaſſung verloren haben; 

2. Einbürgerungsurkunden für ſtaatenloſe Kriegsteilnehmer und ihre Angehörigen 
oder Hinterbliebenen, die zwecks Erlangung einer Rente oder ſonſtiger Ver⸗ 
ſorgungsgebührniſſe ihre Einbürgerung beantragt haben; 

3. Staatsangehörigkeitsausweiſe für Perſonen, die in die Wehrmacht, in die 
Schutzpolizei oder in Verbände eintreten, die die militäriſche Vorbereitung für 
den Dienſt in der Luftwaffe betreiben, ſowie für Verſorgungsanwärter, die ſich 
um Beamtenſtellen bewerben wollen; 

4. Entlaſſungsurkunden für Danziger Beamte; 

5. Beſcheide und Urkunden, die auf Grund des Vertrags von Verſailles oder der 
zu ſeiner Ausführung ergangenen oder noch ergehenden Beſtimmungen im 
Optionsverfahren erteilt werden. 

Tarifn. 74 erhält folgende Überſchrift: Sprengſtoffe (ſ. auch Tarifn. 15 8). 


75 a. Vermißtenanzeigen. 
Polizeiliche Erörterungen und Ermittelungen, die auf eine Vermißtenanzeige hin 
nach der Rückkehr oder dem Wiederauffinden des Vermißten oder nach dem Bekannt⸗ 
werden des Aufenthaltsorts des Vermißten ſtattgefunden haben und von dem An— 
zeigenden verſchuldet worden find . eee ee ee 1 bis 50 AM 
Tarifn. 77 erhält folgende Faſſung: 
Verſteigerer. 
Es gelten die reichsrechtlich geregelten Gebührenſätze. 
Tarifn. 79 erhält folgende Faſſung: 
Verwaltungsſtreitverfahren. 
Es gilt die V. v. 24. 12. 1926 (MBliV. 1927 S. 3), 2. 6. 1933 (MBliV. S. 650). 
Sie iſt nicht anzuwenden, wenn im Verwaltungsſtreitverfahren über eine gebühren⸗ 
pflichtige Angelegenheit entſchieden wird. 
Tarifn. 80. Die Beſtimmungen I. 1. a) und II. 1. a) erhalten folgende Faſſung: 
Ein⸗ und Durchfuhrgenehmigungen: Gebühren nach näherer Anweiſung des zu⸗ 
ſtändigen Miniſters. 


9. Tarifn. 81. Die Beſtimmung c) 5. erhält folgende Faſſung: 


Bei Schußwaffen von nicht mehr als 6 mm zu 1 bis 4. . . gebührenfrei. 


In der Überſicht zum Gebührentarif wird 
„Banken und öffentlich-rechtliche Kreditanſtalten 11“ 
„Börſenproſpekte ſ. Proſpekte“ 
„Deviſenbanken, Deviſenmakler ſ. Banken“ 
„Hypothekeninſtitute, private 43“ 
„Inhaberſchuldverſchreibungen und Grundſchuldbriefe 45“ 
„Kreditanſtalten, öffentlich-vechtliche, |. Banken“ 
„Makler 58“ 
„Phosphorhaltige Mineralien und Geſteine ſ. Bergbau“ 


rn 


Dr. Grunau, Hol ten. str. 129/73 
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„Proſpekte 70“ 
„Seeleute 73“ 
„Staatsangehörigkeitsſachen ſ. Reichsangehörigkeitsſachen“ 
„Wechſelſtuben ſ. Banken“ 
geſtrichen, 
„Staatsvorbehalte ſ. Bergbau“ 
„Vermißtenanzeigen 75 a” 
an gehöriger Stelle eingefügt und 
„Reichs⸗ und Staatsangehörigkeitsſachen 72“ 
„Sprengſtoffe ſ. Bergbau u. 74“ 
abgeändert in 
„Reichsangehörigkeitsſachen 72“ 
„Sprengſtoffe und Zündmittel ſ. Bergbau u. 74“. 


Artikel 2. 

Dieſe Verordnung tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft, die Beſtimmung 
in Tarifn. 15 t) unter Ziffer 5 e) hinſichtlich der Übertragungen und Genehmigungen auf Grund 
des Phosphoritgeſetzes vom 16. Oktober 1934 (Geſetzſamml. S. 404) und der Erdölverordnung vom 
13. Dezember 1934 (Geſetzſamml. S. 463) jedoch ſchon rückwirkend mit dem Inkrafttreten dieſer 
Beſtimmungen. 5 8 


Berlin, den 24. März 1936. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Popitz. 


Bekanntmachung. SR 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſhamml. S. 357) find bekanntgemacht: 
1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. Februar 1936 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Magdeburger Werkzeugmaſchinenfabrik, 
G. m. b. H. in Magdeburg, zum Erwerb von Flächen aus dem Grundſtücke Nachtweide 85 
in Magdeburg 
durch das Amtsblatt der Regierung in Magdeburg Nr. 10 S. 31, ausgegeben am 7. März 1936; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 26. Februar 1936 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich zum Erwerb von Grund⸗ 
eigentum in den Gemarkungen Fulda, Horas und Maberzell zum Bau einer Kaſerne 
durch das Amtsblatt der Regierung in Kaſſel Nr. 11 S. 43, ausgegeben am 14. März 1936; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 29. Februar 1936 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Neu St. Jürgen zum Bau 
eines Gemeindewegs 
durch das Amtsblatt der Regierung in Stade Nr. 10, S. 24, ausgegeben am 7. März 1936; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 7. März 1936 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich zum Erwerb von 
Parzellen der Gemarkung Sophienthal für Reichszwecke a 
durch das Amtsblatt der Regierung in Liegnitz Nr. 11 S. 39, ausgegeben am 14. März 1936. 
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